
 
 

Protokollauszug 
aus der 

21. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung des Ausschusses für Stadtent-
wicklung, Bauen und Verkehr  

vom 29.09.2015 

 
öffentlich 
Top 4.4 Wohnungsbau an der Nuthe 

15/SVV/0624 
vertagt 

 
Herr Gottschald (Vorhabenträger) nimmt das gewährte Rederecht wahr und stellt den Stand des 
Bauvorhabens vor. Er informiert über den bisherigen Ablauf vom Vorbescheid aus 2012, der Pro-
jektvorstellung im Gestaltungsrat in 2014 und berichtet über den anschließend vom Gestaltungs-
rat empfohlenen und von ihm durchgeführten städtebaulichen Workshop und stellt das Ergebnis 
und den aktuellen Stand der Planung vor. Es ist vorgesehen, den Bauantrag im November zu 
stellen.  
Herr Gottschald erklärt sich bereit, alle noch offenen Fragen im Baugenehmigungsverfahren zu 
klären und ggf. auch noch einmal im SBV-Ausschuss vorzustellen. 
 
 
Frau Holtkamp (Verbindliche Bauleitplanung) informiert zum Vorhaben (Präsentation sh. Anlage) 
und teilt mit, dass es von Seiten der Verwaltung keine Empfehlung zur Entscheidung über diesen 
Antrag geben wird. Sie betont jedoch, dass die Stadtverordnetenversammlung jederzeit frei in 
ihrer Willensbildung sei.  
Zur rechtlichen Beurteilung des Antrages informiert Frau Holtkamp, dass eine Veränderungs-
sperre nicht losgelöst von einem Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan erlassen wer-
den kann, da dieser die Voraussetzung darstellt. Sofern die Stadtverordnetenversammlung dem 
Antrag folgt, würde die Verwaltung eine Vorlage für einen solchen Aufstellungsbeschluss vorbe-
reiten.  
 
Zur Sicherung des durch den vorliegenden Antrag verfolgten Anliegens ist ein Aufstellungsbe-
schluss auch ausreichend, weil auf dessen Grundlage nach § 15 Abs. 1 BauGB die Zurückstel-
lung von Bauanträgen möglich ist, sofern sie die Durchführung der Planung unmöglich machen 
oder wesentlich erschweren würden.  
 
Eine Veränderungssperre kann bei Bedarf auch nach Einreichung von Bauanträgen beschlossen 
werden.  
 
Sie macht weiterhin deutlich dass ein Aufstellungsbeschluss, wie auch eine Veränderungssperre, 
nicht in Rechte aus einem gültigen Bauvorbescheid eingreifen kann und ergänzt, dass die An-
wendung der Richtlinie zur Baulandentwicklung innerhalb eines möglichen Bebauungsplanver-
fahrens nicht antragsgemäß umgesetzt werden kann, weil bereits vor dem Aufstellungsbeschluss 
zu einem Bebauungsplan Baurechte nach § 34 BauGB grundsätzlich bestanden haben.  
 
 
Herr Kirsch bestätigt, dass die Abschöpfung der Sozialplan-Richtlinie nicht möglich sei, da es sich 
bereits um Bauland handelt. Er empfiehlt das Angebot des Investors zur Gesprächsbereitschaft 
anzunehmen und schlägt der Antragstellerin vor, den Antrag zurückzustellen oder er kündigt an 
den Antrag abzulehnen. 
 



 
Frau Reimers äußert, dass hier sinnvoll gewesen wäre zu einem früheren Zeitpunkt einen Be-
bauungsplan aufzustellen. Das Gesprächsangebot sollte von der Antragstellerin angenommen 
werden. 
 
 
Herr Schütt vertritt die Auffassung, dass der Antrag abgelehnt werden sollte, da es bereits Bau-
recht gebe. 
 
 
Frau Hüneke stellt klar, dass es ihr nicht darum gehe die Wohnbebauung grundsätzlich in Frage 
zu stellen und bittet die Informationen aus der heutigen Sitzung dem Protokoll als Anlage beizu-
fügen. Sie wird das Gespräch in der Fraktion suchen und den Antrag vorerst zurückstellen. 
 
 
Herr Schütt spricht sich dafür aus, den Antrag heute abstimmen zu lassen. 
 
 
Frau Hüneke stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Zurückstellung 
Dafür spricht Herr Berlin; dagegen niemand. 
Der Antrag auf Zurückstellung wird abgestimmt mit einem Ergebnis von 4/1/2. Der Antrag wird in 
der Sitzung am 13.10.2015 erneut aufgerufen. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung:  
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